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Einleitung

Durch die fortgesetzte Migration entstehen gesellschaftliche Veränderungen, 
auf die das Recht zu reagieren hat. Es kommt es zu einer verstärkten Pluralisie-
rung der modernen funktional-differenzierten Gesellschaft, die – ohne einen 
expliziten Migrationsbezug – dem Grunde nach in der pluralistischen Verfas-
sungsordnung angelegt ist. Innerhalb dieser verfassungsrechtlichen Ausgangs-
bedingungen vollzieht sich die Integration von Menschen mit Migrationshinter-
grund1 innerhalb der Gesellschaft, wobei sie der Unterstützung durch den Staat 
bedarf. Denn die Integration ist gemeinsame Aufgabe jedes nach Deutschland 
kommenden Menschen, der staatlichen Institutionen und der Gesellschaft in 
ihrer Gesamtheit. Mit dem Zuwanderungsgesetz von 2004 hat diese Grund
annahme, die sich implizit bereits in überkommenen Rechtstexten wiederfin-
det, erstmals explizit in das Migrationsrecht Einzug genommen und von dort 
eine Fortentwicklung erfahren.

Wenngleich die Integration in der Rechtswissenschaft bis heute vor allem 
im Kontext des Migrationsrechts gedacht wird, ist eine solche migrationsrecht-
liche Perspektive keineswegs erschöpfend, um das Integrationsrecht abzubil-
den. Vielmehr hat sich neben dem migrationsrechtlichen Integrationsrecht ein 
partizipatorisches Integrationsrecht herausgebildet, wobei beide gemeinsam 
das Integrationsverwaltungsrecht bilden. Der sozialen Wirklichkeit sowie dem 
Querschnittscharakter des Integrationsrechts entsprechend durchdringt das 
partizipatorische Integrationsrecht eine Vielzahl integrationsrelevanter Le-
bensbereiche und erweitert damit den Zugriff des Rechts auf den wechselseiti-
gen Integrationsprozess. Während sich die Integration nach der Konzeption des 
migrationsrechtlichen Integrationsrechts im Kontext von Ordnung und Steue-
rung vollzieht, finden durch das partizipatorische Integrationsrecht etwaige 
besondere Belange und Interessen von Menschen mit Migrationshintergrund 
innerhalb der Rechtsordnung Berücksichtigung. Letztere erfolgt im Wege struk-
tureller Öffnung, interkultureller Öffnung und partieller Variation. Diese Me-
thoden und Strukturen des Integrationsrechts zeigen sich nicht nur im Integra-

1  Im Rahmen der Untersuchung wird der Terminus Menschen mit Migrationshinter-
grund als Adressatenkreis des Integrationsrechts verwendet, sofern es nicht ausdrücklich auf 
die Ausländereigenschaft ankommt oder die jeweils einschlägigen Normtexte einen anderen 
Terminus verwenden. 
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tionsverwaltungsrecht, sondern treten auch rechtsgebietsübergreifend zu Tage, 
womit der rechtliche Zugriff auf die Integration erneut erweitert wird. Mithin 
vollzieht sich Integration in einer Vielzahl von Rechtsgebieten und durchdringt 
sämtliche Ebenen staatlichen Handelns.

Bei einer bereichsspezifischen Manifestation des Integrationsrechts bewirkt 
die auch durch ein Staatsziel Integration erfasste Zielsetzung, welche sich als 
gleichberechtigte Teilhabe beschreiben lässt, eine Verklammerung der ver-
schiedenen Rechtsbereiche zum Integrationsrecht. Dieses ist von der Rechts
wissenschaft bisher nicht als Rechtsgebiet erschlossen, was nicht zuletzt zu 
Wertungswidersprüchen und Entwicklungsverzögerungen führt. Zielsetzung 
dieser Untersuchung ist daher, durch die Konstituierung des Integrations
rechts zu einer harmonischen Rechtsentwicklung beizutragen. Angesichts 
des Querschnittscharakters und der rechtsgebietsübergreifenden Wirkung 
verläuft die Konstituierung zwar nicht nach Maßgabe klassischer Klassifi-
zierungen, eröffnet aber Möglichkeiten rechtswissenschaftlicher Kategori-
sierung und Prinzipienbildung mit erkenntnisfördernder Wirkung. Integra
tionsrelevante bereits vorhandene oder noch zu erlassene Rechtsvorschriften 
und deren Anwendung sollen durch diese Konstituierung in eine kohärente 
Ordnung gebracht werden.

Da sich bisher in der Rechtswissenschaft kein einheitlicher Rechtsbegriff 
herausbilden konnte, wird im 1. Kapitel zur Integration als Gegenstand recht-
licher Regelung zunächst eine Begriffsbestimmung vorgenommen. Da das 
Verständnis des Integrationsbegriffs auch von den noch herauszuarbeitenden 
Grundprinzipien des Integrationsrechts abhängt, sich daher erst im Verlauf 
der Untersuchung weiter konkretisieren und einen Teil des Untersuchungser-
gebnisses ausmachen wird, liegt die Zielsetzung zunächst in der Entwicklung 
eines vorläufigen Arbeitsbegriffes, der im weiteren Verlauf der Untersuchung 
näher konkretisiert wird. Angesichts des soziologischen Ursprungs des Inte
grationsbegriffs werden dafür die Erkenntnisse der Soziologie in die Betrach-
tung einbezogen, die trotz des eigenständigen rechtswissenschaftlichen Bedeu-
tungsgehalts des Integrationsbegriffs über dessen Funktion als Schlüsselbegriff 
in die Rechtswissenschaft Einzug nehmen. Diese orientieren sich an der Unter-
scheidung zwischen der Integration als allgemeines Konzept der Soziologie ei-
nerseits und spezielles Konzept der Integrationssoziologie andererseits, welche 
zugleich Anlass dazu gibt, die bisher weitgehend auf die Migration ausgerichtete 
rechtswissenschaftliche Perspektive auf die Integration zu erweitern. Dement-
sprechend erschöpft sich die Auseinandersetzung mit der Integration als Be-
griff und Konzept der Rechtswissenschaft nicht in einer Betrachtung des migra-
tionsrechtlichen Integrationsrechts. Vielmehr werden anhand eines vorwiegend 
normativen Ansatzes daneben auch der staats- und verfassungsrechtliche Inte
grationsbegriff sowie die spezielle Integrationsgesetzgebung des Bundes und 
der Länder herangezogen, wobei auch diese nicht als insoweit abschließende 
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Regelungen verstanden werden. Die Konkretisierungsbedürftigkeit kommt 
letztendlich darin zum Ausdruck, dass der entwickelte Integrationsbegriff als 
vorläufiger Arbeitsbegriff verstanden wird.

Dieser vorläufige Arbeitsbegriff ist Grundlage der anschließenden Unter-
suchung zur Verwirklichung des Integrationskonzepts innerhalb der Rechts-
ordnung, im Rahmen derer zugleich eine Kategorienbildung für das Integra
tionsrecht vorgenommen wird. Im Einklang mit der sozialen Wirklichkeit 
und dem Querschnittscharakter des Integrationsrechts erfolgt der Zugang 
anhand eines weitreichenden Ansatzes, der im Integrationsverwaltungsrecht 
vom migrationsrechtlichen Integrationsrecht ausgeht und durch das partizi-
patorische Integrationsrecht seine Fortführung findet. Durch die Erweiterung 
der Perspektive um das partizipatorische Integrationsrecht erfolgen zugleich 
eine Loslösung des Integrationsrechts von seinem ordnungsrechtlichen Ent-
stehungszusammenhang und eine Einbeziehung partizipatorischer Begrün-
dungsstränge. Hierbei zeigen sich Methoden und Strukturen, die Anlass und 
Grundlage für die Systematisierung des Integrationsverwaltungsrechts bilden. 
Bereits an dieser Systematisierung zeigt sich, dass sich das Integrationsrecht im 
Verwaltungsrecht zu einem eigenständigen, vom Migrationsrecht losgelösten 
Rechtsgebiet entwickelt hat. Ausgehend von der Zielsetzung Integration, die in 
der gleichberechtigen Teilhabe liegt, und unter Heranziehung der für das Inte
grationsverwaltungsrecht herausgearbeiteten Methoden und Strukturen wird 
sodann der Einzug des Integrationsgedankens in das Recht rechtsgebietsüber-
greifend nachgewiesen. Dies erfolgt, indem integrationsrelevante zivil- und 
strafrechtliche sowie prozessrechtliche Rechtsentwicklungen in die anhand 
des partizipatorischen Integrationsverwaltungsrechts entwickelten Katego-
rien eingeordnet werden. Die im Verlauf der Betrachtung gewonnen Erkennt-
nisse bekräftigen den umfassenden Querschnittscharakter und lassen auf erste 
Grundannahmen des Integrationsrechts schließen, die Abschluss und Ergebnis 
des 1. Kapitels bilden.

In eine kohärente Ordnung gebracht wird das Integrationsrecht durch nor-
mative Kriterien, die sich bisweilen auf verfassungsrechtliche Direktiven zu-
rückführen lassen. Im 2. Kapitel wird daher das Integrationsverfassungsrecht 
herausgearbeitet, das sich aus der integrationsoffenen Verfassungsordnung ab-
leiten lässt. Die Untersuchung beginnt mit der Herausarbeitung der Konturen 
der Integrationsoffenheit des Grundgesetzes, bevor der verfassungsrechtliche 
Integrationsrahmen abgesteckt wird. Die Integrationsoffenheit des Grundge-
setzes lässt sich verfassungstheoretisch und verfassungsrechtlich begründen. 
Sie durchzieht die gesamte Verfassungsordnung, manifestiert sich sowohl im 
grundrechtlichen als auch im staatsorganisationsrechtlichen Teil des Grundge-
setzes und findet wiederum in der Verfassung selbst ihre Grenzen. Ausgehend 
von der – bisweilen durchbrochenen – in der Verfassung angelegten Differenzie-
rung zwischen deutschen und ausländischen Staatsangehörigen werden sodann 
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zunächst der ordnungsrechtliche Zusammenhang aufgezeigt und nachfolgend 
anhand einer dezidierten Betrachtung integrationsrelevanter Verfassungsnor-
men die partizipatorischen Begründungsstränge herausgearbeitet.

Im Zuge der Betrachtung des ordnungsrechtlichen Zusammenhangs wird 
aufgezeigt, dass sich daraus keine individuelle Integrationspflicht ergibt, sich 
aber – wiederum innerhalb der verfassungsrechtlichen Grenzen – die Formu-
lierung von Integrationserwartungen hierauf stützen lässt. Ihrem normativen 
Niederschlag in der Verfassung entsprechend nehmen die partizipatorischen 
Begründungsstränge weitaus größeren Raum ein. Diese gehen von einer zu-
nächst begründeten staatlichen Integrationspflicht aus, die sich dogmatisch als 
Staatsziel Integration einordnen lässt und in einer bereichsspezifischen grund-
rechtlich geprägten Integrationspflicht ihre Ergänzung findet. Sodann wird 
aufgezeigt, wie die Verfassung trotz der Differenzierung zwischen deutschen 
und ausländischen Staatsangehörigen eine Integration in das Staatsvolk und da-
mit eine vollumfängliche rechtliche Zugehörigkeit ermöglicht. Keine geringere 
Bedeutung ist der grundrechtlichen Zugehörigkeit beizumessen, die ausgehend 
von der Differenzierung zwischen Deutschen- und Menschenrechten anhand 
einer systematisierenden Betrachtung beleuchtet wird. Der Schutz der als Men-
schenrechte ausgestalteten Persönlichkeitsrechte sowie die menschenrechtliche 
Gleichheit prägen die grundrechtlichen Direktiven, deren Ausgangpunkt die 
grundrechtliche Öffnung für den Migrationsvorgang bildet. Von wesentlicher 
Bedeutung für das Integrationsrecht sind die durch die Grundrechte bewirkte 
Wahrung der kulturellen Identität sowie das integrationsoffene Grundrechts-
verständnis, die im Einzelnen nachgewiesen und ausdifferenziert werden. Glei-
ches gilt für das grundrechtliche Gleichheitsversprechen. Nicht außer Acht zu 
lassen ist das grundgesetzliche Kompetenzgefüge, das auf föderaler Ebene so-
wie im Verhältnis der drei Staatsgewalten kompetentielle Zuweisungen für die 
Verwirklichung der Integration trifft. Als Integrationsverfassungsrecht werden 
die aus verfassungsrechtlicher Perspektive gewonnen Erkenntnisse abschlie-
ßend zusammengefasst.

Um die internationale Vernetzung der Rechtsordnung und insbesondere des 
Integrationsrechts abzubilden, wird im 3. Kapitel eine überstaatliche Perspek-
tive eingenommen, die sich in einen unionsrechtlichen und einen völker- und 
menschenrechtlichen Teil untergliedert. Der unionsrechtliche Teil befasst sich 
eingangs mit der Europäischen Integration als Integration von Staaten und da-
rauf folgend mit dem Integrationsrecht der Europäischen Union. Wenngleich 
sich die Europäische Integration als Integration von Staaten nicht ohne Weite-
res auf die Integration der Gesellschaft und hierbei insbesondere der Integration 
von Menschen mit Migrationshintergrund in die Gesellschaft übertragen lässt, 
sollen daraus Erkenntnisse für das Konzept einer Einheit in Vielfalt gewonnen 
werden. Denn letztendlich geht es bei der Integration unabhängig vom jeweili-
gen Kontext um „eine Struktur der Wechselseitigkeit in einem Kontext der Zu-
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gehörigkeit“.2 Betreffend das Integrationsrecht der Europäischen Union zeigt 
bereits der Blick auf die kompetentielle Zuordnung, dass sich das Integrations
recht der Europäischen Union jedenfalls als rechtsverbindliches Integrations
recht zuvörderst als näher zu beleuchtendes migrationsrechtliches Integrations
recht manifestiert. Für eine Erweiterung der Perspektive werden sodann nicht 
rechtsverbindliche Rechtsakte sowie das Antidiskriminierungsrecht als rechts-
verbindliches partizipatorisches Integrationsrecht der Europäischen Union he-
rangezogen, bevor in einer abschließenden Gesamtbetrachtung das unions-
rechtliche Integrationsrecht als solches festgehalten wird.

Auf völker- und menschenrechtlicher Ebene ergeben sich zunächst aus Souve-
ränitätserwägungen Anknüpfungspunkte für einen ordnungsrechtlichen Zugriff 
des Rechts auf den Integrationsprozess. Aus individualrechtlicher Perspektive 
bildet den auch historischen Ausgangspunkt das völkerrechtliche Fremdenrecht, 
das ein Sonderrecht für Fremde begründet und so bereits konzeptionell die Dif-
ferenzierung zwischen eigenen und fremden Staatsangehörigen aufrechterhält, 
aber gleichzeitig – wenn auch vermittelt durch die Staaten – Rechte für Fremde 
begründet. Allerdings wurde das Fremdenrecht durch den universellen und re-
gionalen Menschenrechtsschutz fortentwickelt, weshalb dieser den Schwer-
punkt der Untersuchung bildet. Schon durch die bedingungslose menschen-
rechtliche Zugehörigkeit und das integrationsoffene Menschenrechtsverständnis 
entfaltet der Menschenrechtsschutz eine integrative Wirkung, die sich bei Öff-
nung für den Migrationsvorgang in einzelnen Rechten fortsetzt. Letztere wer-
den einer dezidierten Betrachtung unterzogen, um die völker- und menschen-
rechtlichen Direktiven und Impulse für das Integrationsrecht auszumachen. Zur 
Negativabgrenzung ist sodann der völkerrechtliche Minderheitenschutz heran-
zuziehen, bevor auf die nicht rechtsverbindlichen speziellen völkerrechtlichen 
Integrationsregelungen eingegangen sowie der völker- und menschenrechtliche 
Zugriff auf den Integrationsprozess umrissen wird. Die überstaatliche Perspek-
tive schließt ab mit der Zusammenführung der gewonnen Erkenntnisse in ein 
überstaatliches integratives Recht.

Nach alldem erfolgt im 4. Kapitel die eigentliche Konstituierungsleistung. 
Den Ausgangpunkt bildet die Untersuchung des aus seinen verschiedenen 
Funktionen folgenden Integrationsbeitrags des Rechts und seiner Grenzen, die 
sich aus funktionellen Erwägungen sowie aufgrund fehlender Einwirkungs-
möglichkeiten ergeben. Sodann wird ausgehend von den Kriterien für die An-
nahme eines eigenständigen Rechtsgebiets und unter Bezugnahme auf die im 
Verlauf der Untersuchung gewonnenen Erkenntnisse aufgezeigt, dass – in An-
erkennung des Integrationsbeitrags des Rechts – sich das Integrationsrecht als 

2  Frankenberg, Zur Rolle der Verfassung im Prozess der Integration, in: Vorländer 
(Hrsg.), Integration durch Verfassung, 2002, S. 44; vgl. ders., Tocquilles Frage, in: Schuppert/
Bumke (Hrsg.), Bundesverfassungsgericht und gesellschaftlicher Grundkonsens, 2000, S. 34.
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eigenständiges Rechtsgebiet herausgebildet hat und sich für die Bezeichnung als 
solches ausgesprochen. Einen Schwerpunkt bildet hierbei die Herausbildung 
der Grundprinzipien des Integrationsrechts, die nicht nur seinen Rechtsgebiets
charakter unterstreichen, sondern auch normative Wirkung entfalten. Für die 
Konstituierung ganz wesentlich ist die Umgrenzung des sich rechtsgebietsüber-
greifend manifestierenden Integrationsrechts. Zum Zwecke einer Systematisie-
rung werden auch in Hinblick auf zukünftige Rechtsentwicklungen normative 
Grundannahmen getroffen, welche über die Einbeziehung einer Rechtsnorm in 
das Integrationsrecht Aufschluss geben, bevor diese anhand instruktiver Bei-
spiele zur Anwendung gebracht werden. Als Kriterien fungieren die Regelungs-
absicht und der Regelungszusammenhang. Dabei erweist sich, dass nicht alle in-
tegrationsrelevanten Regelungen Gegenstand des Integrationsrechts sind. Um 
im Interesse einer harmonischen Rechtsentwicklung solche integrationsrele-
vanten Vorschriften auch ohne Zugehörigkeit zum Integrationsrecht in die in-
tegrationsrechtlichen Harmonisierungsstränge einzubeziehen, wird als weitere 
Kategorie die des integrativen Rechts entwickelt und ebenfalls mittels aussage-
kräftiger Beispiele veranschaulicht. Bei alldem ist nicht außer Acht zulassen, 
dass nicht nur die Einbeziehung in das Integrationsrecht, sondern auch in das 
integrative Recht Grenzen unterliegt. Eben diese Grenzen werden abschließend 
ausgemacht und wiederum unter Heranziehung von Beispielen illustriert.

Zuletzt widmet sich die Untersuchung im 5. Kapitel der Manifestation des 
Integrationsrechts in die Rechtsordnung, die sowohl für das bereits vorhandene 
ebenso wie für das noch entstehende Integrationsrecht Erkenntnisgewinne lie-
fert. Wie bereits eingangs erörtert, liegt eine wesentliche Zielsetzung der Kon-
stituierung des Integrationsrechts darin, dieses in eine kohärente Ordnung zu 
bringen, die nicht nur verfassungsrechtlich geboten, sondern auch Vorausset-
zung für das Gelingen des Integrationsprozesses ist. Hierfür sind Harmoni-
sierungsstränge auszumachen, welche die gebotene Verklammerung zwischen 
den einzelnen integrationsrelevanten Rechtsnormen zu einem Integrations
recht bewirken und weiterhin zur Überwindung von Wertungswidersprüchen 
und Entwicklungsverzögerungen beitragen. Zu diesen Harmonisierungssträn-
gen gehören neben der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung als Integra
tionsvoraussetzung zuvörderst die Grundprinzipien des Integrationsrechts. 
Ausgehend von ihrer zu begründenden Normativität werden aus diesen Grund-
prinzipien Folgerungen für das Integrationsrecht sowie des integrativen Rechts 
abgeleitet. Weiterhin tragen die verfassungs- und menschenrechtlichen Direk-
tiven ebenso wie die abschließend erneut vorzunehmende begriffliche Kon-
kretisierung zu einer kohärenten Rechtsentwicklung bei. Die aus den Harmo-
nisierungssträngen sowie aus den im Verlauf der Untersuchung gewonnenen 
Erkenntnissen folgende Gelingensbedingung der Integration ist eine integra-
tive Rechtsordnung. Zunächst werden die eigenständige Integrationswirkung, 
die wechselseitigen Verantwortungsbeiträge sowie die strukturelle Ausrichtung 
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als Charakteristika der integrativen Rechtsordnung erkannt und ausdifferen-
ziert. Anschließend erfolgt eine Betrachtung der Perspektiven, die das Recht 
zur Verwirklichung der integrativen Rechtsordnung einzunehmen hat, wobei 
sich die individuelle, die kollektive und die interkulturelle Perspektive heraus-
gebildet haben. Aufgezeigt wird weiterhin, dass sich die Differenzierung zwi-
schen dem migrationsrechtlichen Integrationsrecht und dem partizipatorischen 
Integrationsrecht, vor allem aber das partizipatorische Integrationsrecht mit 
den Kategorien der strukturellen Öffnung, der interkulturellen Reflexion und 
der partiellen Reflexion, als einer integrativen Rechtsordnung dienlich erweist. 
Zuletzt wird die Manifestation des Integrationsgedankens jenseits des Integra
tionsrechts, also im integrativen Recht sowie im weder in das Integrationsrecht 
noch in das integrative Recht einzubeziehenden Recht mit Integrationsrelevanz, 
aufgezeigt.

Sodann wird unter dem Aspekt des Zugriffs des Integrationsrechts zunächst 
die Regelungstechnik des Integrationsrechts aus integrationsverwaltungsrecht-
licher und rechtsgebietsübergreifender Perspektive gewürdigt und fortent-
wickelt. In diesen Zusammenhang gehört auch die kompetentielle Verflechtung 
der Integration, die sich als Querschnittsaufgabe im Gesamtgepräge des föde-
ralen Kompetenzgefüges sowie innerhalb der drei Staatsgewalten bewegt. Bei 
Fortgeltung dieses Kompetenzgeflechts ergeben sich rechtsstaatliche Harmo-
nisierungsstränge, die es im Einzelnen herauszubilden gilt. Zuletzt werden die 
verfassungsrechtliche Ebene und hierbei das Staatsziel Integration erneut näher 
in den Blick genommen. Wenngleich die Integration bereits als implizites Staats-
ziel in der Verfassung ihren Niederschlag gefunden hat, sind Forderungen zur 
Aufnahme eines expliziten Staatsziels erhoben und konkrete Formulierungs-
vorschläge vorgelegt. Diese aufgreifend werden die Folgen einer expliziten Nor-
mierung des Staatsziels Integration aufgezeigt, bevor abschließend Argumente 
für den Vorzug einer impliziten Staatszielbestimmung vorgebracht werden. Ein 
Resümee der wesentlichen Ergebnisse rundet schließlich die Untersuchung ab.
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1. Kapitel:

Integration als Gegenstand rechtlicher Regelung

Wenngleich der Integrationsbegriff erst im Zuge des Zuwanderungsgesetzes 
von 20041 als Rechtssatzbegriff Einzug in das Recht genommen hat, blickt der 
dahinterstehende Integrationsgedanke auf eine längere Tradition zurück. Das 
Recht reagiert auf gesellschaftliche Entwicklungen. Hierzu gehört auch der 
Umstand, dass mit dem fortschreitenden Aufenthalt in einem Staat notwendig 
auch eine Verwurzelung, die man durchaus als Integration bezeichnen kann, 
einhergeht. Über die Zeit hat der Integrationsgedanke eine Weiterentwick-
lung erfahren, die sich auch auf den rechtswissenschaftlichen Zugriff auswirkt. 
Während die Integration zunächst vor allem als ein unter bestimmten Voraus-
setzungen erreichter Zustand verstanden wurde, auf den das Migrationsrecht 
durch Erteilung eines entsprechenden Status zu reagieren hatte, wurde sie zu ei-
ner im Wege eines langfristigen Prozesses zu erreichenden Zielvorstellung. Der 
fortdauernde Prozess zur kaum abschließend auszumachenden Zielerreichung 
Integration soll nun durch das Recht aktiv unterstützt und mitgestaltet werden. 
Wenn im Folgenden nach der Integration als Gegenstand rechtlicher Regelun-
gen gefragt wird, steht das zielorientierte Verständnis im Vordergrund der Be-
trachtung. Zentrale Frage ist hierbei, unter welchen Voraussetzungen von einer 
Zielerreichung ausgegangen wird. Im Folgenden wird sich zeigen, dass sich auch 
insoweit ein Wandel vollzogen hat. Zwar wurde nie eine auch als Assimilation 
bezeichnete einseitige Anpassung an die ihrerseits nicht homogene, sondern 
vielmehr funktional-differenzierte und damit heterogene Gesamtgesellschaft 
verlangt. Das migrationsrechtliche Integrationsrecht ist aber darauf ausgerich-
tet, Integrationshemmnisse seitens der Menschen mit Migrationshintergrund 
zu überwinden und formuliert entsprechende Integrationserwartungen. Dies 
erfolgt nicht zum Selbstzweck. Vielmehr geht es vor allem darum, sowohl im 
öffentlichen, aber auch im Individualinteresse Voraussetzungen für die Teilhabe 
zu schaffen. Hierbei wird Integration nicht mehr als einseitiger Prozess begrif-
fen, sondern als ein solcher, an dem auch der Aufenthaltsstaat durch ein Un-
terstützungsangebot sowie durch Integrationsoffenheit mitzuwirken hat. Diese 
Verantwortung des Staates kann sich sowohl auf der Ebene staatlicher Insti-
tutionen als auf der Ebene der heterogenen Gesamtgesellschaft manifestieren. 

1  Gesetz über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration von Unionsbür-
gern und Ausländern im Bundesgebiet (Zuwanderungsgesetz) v. 30.07.2004, BGBl. I S. 1950.
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Mithin bildet die Grundlage der Untersuchung ein auch in seiner Entwicklung 
im Folgenden noch herauszuarbeitendes Integrationsverständnis, das Integra-
tion als sich im Rahmen eines wechselseitigen Prozesses vollziehende Teilhabe 
von Menschen mit Migrationshintergrund begreift.

A. Integration als Rechtsbegriff

Bis heute hat sich für die Integration als Rechtsbegriff kein abschließendes Be-
griffsverständnis herausbilden können. Zwar ist dies auch darauf zurückzufüh-
ren, dass der Integrationsbegriff in gewissem Maße deutungsoffen und wan-
delbar sein muss, um seine Funktionen zu erfüllen.2 Das entbindet aber nicht 
davon, ein für die Rechtwissenschaft taugliches Begriffsverständnis herauszu-
arbeiten,3 das auch als erste Grundlage der Untersuchungen dienen soll. Denn 
der Integrationsbegriff oder das Integrationsverständnis bilden den Maßstab 
und damit Ausgangspunkt für die Bestandsaufnahme sowie die Systematisie-
rung und Konstituierung des Integrationsrechts. Der Integrationsbegriff legt 
in seiner beschreibenden Funktion zunächst das Integrationskonzept fest und 
ermöglicht so die Umgrenzung derjenigen Rechtsgebiete, die im Zusammen-
hang mit der Integration von Menschen mit Migrationshintergrund Bedeutung 
erlangen und als solche das Integrationsrecht bilden. Als Schlüsselbegriff4 und 
übergeordnetes Leitbild bildet der Integrationsbegriff die für die Zusammen-
fassung als Integrationsrecht gebotene institutionelle Verklammerung, entfaltet 
also eine einheitsstiftende Funktion.5 Da sich der Integrationsbegriff im Laufe 

2  Kau, Integration zwischen Migrationsfolgenrecht und Integrationsverwaltungsrecht, 
NVwZ 2018, 1337 (1337 f.); Gusy/Müller, Leitbilder im Migrationsrecht, ZAR 2013, 265 (267); 
Thym, Integration kraft Gesetzes?, ZAR 2016, 241 (243); ders., Migrationsverwaltungsrecht, 
2010, S. 263 ff.

3  Vielmehr handelt es sich bei der Begriffsbildung um eine der wesentlichen Aufgaben der 
Rechtswissenschaft; dazu Hatz, Rechtssprache und juristische Begriffe, 1963; Röhl, Allge-
meine Rechtslehre, 2. Aufl. 1991; Wank, Die juristische Begriffsbildung, 1985.

4  Zum Konzept des Schlüsselbegriffs Voßkuhle, „Schlüsselbegriffe“ der Verwaltungs-
rechtsreform, VerwArch 92 (2001), 185; ders., Neue Verwaltungsrechtswissenschaft, in: Hoff-
mann-Riem/Schmidt-Aßmann/Voßkuhle (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungsrechts, Bd. 1, 
2006, § 1 Rn. 40; Baer, Schlüsselbegriffe, Typen und Leitbilder als Erkenntnismittel und ihr 
Verhältnis zur Rechtsdogmatik, in: Schmidt-Aßmann/Hoffmann-Riem (Hrsg.), Methoden 
der Verwaltungswissenschaft, 2004, S. 225 ff.; Schuppert, Schlüsselbegriffe als Perspektiven-
verklammerung von Verwaltungsrecht und Verwaltungswissenschaft, DV Beiheft 2 (1999), 
103. Zu den alternativen Begrifflichkeiten Möllers, Theorie, Praxis und Interdisziplinarität in 
der Verwaltungsrechtswissenschaft, VerwArch 93 (2002), 22 (44).

5  Zur Funktion einheitsstiftender Begriffe bei der Konstituierung des Rechtsgebiets 
Schulze-Fielitz, Umweltrecht, in: Willoweit (Hrsg.), Rechtswissenschaft und Rechtsliteratur 
im 20. Jahrhundert, 2007, S. 991.
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Endformat-Rahmen: 155.00 x 232.00 mm


Zusammenfassung Fehler Warnung Korrigiert Info
Dokument - - - -
PDF/X - - - -
Seiten - - 494 -
Farben - - - -
Schriften - - 1 -
Bilder - - - -
Inhalt - - - 10


Seiten
Endformat-Rahmen ist nicht direkt gesetzt oder identisch zum Medien-Rahmen (Seite 


1-494)
Schriften


StempelGaramondLTStd-Italic und StempelGaramondLTStd-Roman haben dieselbe 
eindeutige Kennung


Inhalt
Beschnitt nicht ausreichend #10 (Seite 8-9,142-143,304-305,362-363,440-441)


Sonstige Informationen
Verwendete Einstellungen: Gulde_Standard


Farbseparationen: 1
Black


Farbräume
DeviceCMYK
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Schriften: 2
StempelGaramondLTStd-Italic Type1 / Custom / eingebettete Untergruppe
StempelGaramondLTStd-Roman Type1 / Custom / eingebettete Untergruppe







